
 

 

 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

 
Vortrag Dr. Dr. Jan Backmann,  

Leiter der Abteilung Reaktorsicherheit und Strahlenschutz  
anlässlich der 

Vattenfall-Informationsveranstaltung  
im Elbeforum Brunsbüttel  

am 3. Juni 2014 
 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

 

gestatten Sie mir, da die meisten von Ihnen mich noch nicht kennen werden, ein-

gangs einige Worte zu meiner Person: Bis vor kurzem, genauer bis letzten Samstag, 

war ich Vorsitzender Richter am Landgericht Kiel. Aus dem Justizdienst, in den ich 

2002 eingetreten bin, war ich seit fast fünf Jahren abgeordnet ins schleswig-

holsteinische Justizministerium, wo ich den Stabsbereich geleitet habe. Dies habe ich 

auch zu einer Zeit getan, als die Atomaufsicht im Justizministerium ressortierte, so 

dass ich über einen längeren Zeitraum sehr eng mit der Atomaufsicht zusammenge-

arbeitet habe und die Themen und Fragestellungen in diesem Bereich sehr intensiv 

und unmittelbar an der Schnittstelle zwischen Politik und Verwaltung kennen gelernt 

habe. Als ich mich auf die vakante Stelle des Abteilungsleiters beworben habe, wuss-

te ich also, was ich tue und ich gedenke, die bisherige, konsequent an Sicherheit ori-

entierte Linie der schleswig-holsteinischen Atomaufsicht fortzusetzen.  

 

Denn die wichtigste Aufgabe einer Reaktorsicherheitsbehörde besteht nach meiner 

festen Überzeugung darin, bei jeder Entscheidung der Sicherheit den Vorrang ge-

genüber allen anderen Erwägungen zu geben. Das gilt für die Aufsichts- wie für die 

Genehmigungsverfahren. 

 

Erfreulicherweise haben die Begriffe Öffentlichkeitsbeteiligung und größtmögliche 

Transparenz im Laufe der Jahre ähnlich hohen Stellenwert gewonnen. Neben dies-

bezüglichen gesetzlichen Vorgaben, wie etwa in der Atomrechtlichen Verfahrensver-

ordnung oder wie die Regelungen zur Umweltverträglichkeitsprüfung, sind in letzter 

Zeit Betreibergesellschaften von kerntechnischen Anlagen dazu übergegangen, über 

das gesetzlich Erforderliche hinaus eigene Veranstaltungen anzubieten, in denen 

über aktuelle Entwicklungen berichtet und diskutiert wird.  
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Auch Vattenfall hat seit einiger Zeit – sagen wir es so: das Repertoire seiner Öffent-

lichkeitsarbeit ergänzt. Ohne Rücksicht darauf, wer sich wohl als Besucher einfinden 

könnte, bietet der Konzern heute zum wiederholten Mal die Gelegenheit, Absichten, 

Motive, vielleicht sogar Strategien eines Kernkraftwerksbetreibers zu erfahren. Dies 

nicht nur durch Vorträge, sondern auch durch die Gelegenheit zur Diskussion. Wenn 

hier also ein Bewusstseinswandel stattgefunden hat, dann ist das ein großer Fort-

schritt gegenüber den Zeiten, in denen sich der Vattenfall-Konzern noch eher als 

Closed Shop präsentiert hat und die ich ebenfalls noch gut kenne. Diese Entwicklung 

begrüße ich außerordentlich und deshalb bin ich heute an meinem zweiten Arbeits-

tag auch gerne hierher gekommen. Ich darf Ihnen zugleich vorstellen meine Mitarbei-

ter Dr. Hoffmann, Frau Fiedler und Herr Ortlepp, die ggf. ebenfalls noch für Fachfra-

gen zur Verfügung stehen. Unserer Aufgabe als Genehmigungsbehörde entspre-

chend werden wir uns auf das Verfahren und den rechtlichen Rahmen beschränken, 

in dem die Entscheidung über die beantragte Genehmigung zu erfolgen hat. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

Hintergrund der heutigen Veranstaltung ist die Stilllegung und der Abbau des Kern-

kraftwerks Brunsbüttel.  

 

Dieses Vorhaben stößt bei einer ganz breiten Mehrheit auf Zustimmung. Jetzt geht 

es noch darum, das Ganze – unter strenger Beachtung des Strahlenschutzes – so 

schnell wie möglich hinzubekommen. Und damit es möglichst schnell geht, so ver-

stehe ich jedenfalls die aktuelle Antragslage, will die Betreibergesellschaft jetzt eine 

zusätzliche Lagerhalle bauen, eine Lagerhalle für die Aufbewahrung von radioaktiven 

Abfällen mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung. Im Antrag steht noch schwach- 

und mittelradioaktive Abfälle, was zu der Abkürzung LasmA geführt hat. Der Einfach-

heit halber will ich diesen Begriff denn hier auch verwenden.  

 

Wenn wir einen schnellen Abbau wollen, bedarf es zweifellos einer Möglichkeit zur 

Zwischenlagerung der dabei anfallenden Abfälle. Denn derzeit sieht alles danach 

aus, als stünde das Lager Schacht Konrad in Niedersachsen frühestens ab 2021 zur 

Verfügung. Ich möchte die Historie der Schaffung dieses Endlagers an dieser Stelle 

nicht noch einmal aufrollen. Das Verfahren liegt in der Verantwortung des Bundes. 
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Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird sich unverändert dafür einsetzen, 

dass es hier zu keinen weiteren Verzögerungen kommt. 

 

Ich begrüße aber – und damit komme ich auf den Anlass unserer heutigen Begeg-

nung zurück – ausdrücklich die Entscheidung des Vattenfall-Konzerns, das eigene 

Stilllegungs- und Abbauverfahren trotz der Verzögerungen bei Konrad nicht weiter 

aufzuschieben. Und ich möchte Sie loben dafür, dass Sie sich nicht für den Sicheren 

Einschluss des Kernkraftwerks entschieden haben, sondern dass Sie vorankommen 

wollen auf dem Weg zum vollständigen Rückbau des Kernkraftwerks. So verstehe 

ich Ihren aktuellen Schritt, das Schreiben vom 05.05.2014, mit dem Sie den Umgang 

mit radioaktiven Stoffen im einzurichtenden LasmA auf dem Anlagengelände des 

Kernkraftwerkes Brunsbüttel beantragt haben. 

 

Das heißt aber natürlich nicht, dass ich hier jetzt quasi als Kontrapunkt zu Konrad ein 

„rasantes Verfahren“ anstrebe. Ein Genehmigungsverfahren nach dem Atomrecht ist 

auch dann aufwändig, wenn es „nur“ nach Strahlenschutzverordnung und nicht nach 

Atomgesetz durchgeführt wird. Außerdem ist im Laufe des Verfahrens auch noch 

eine Reihe von Unterlagen sukzessive einzureichen. 

 

Neben der beantragten Umgangsgenehmigung nach § 7 Strahlenschutzverordnung 

(StrlSchV) ist noch eine Genehmigung nach der Landesbauordnung (LBO) erforder-

lich, die in Abstimmung mit dem Innenministerium bei der Stadt Brunsbüttel zu bean-

tragen ist. Dieser Antrag ist für Juli 2014 angekündigt. Die derzeitige Terminplanung 

der Antragstellerin sieht einen Baubeginn Ende 2015, die Inbetriebnahme im April 

2018 und die erste Einlagerung eines Abfallgebindes im Juni 2018 vor. 

 

Was heißt das jetzt für uns als Atomaufsicht – was für eine Genehmigung wird damit 

bei uns beantragt? 

 

Die Genehmigung des LasmA wird auf der Grundlage des § 7 Abs. 1 Strahlen-

schutzverordnung beantragt, der den „Umgang“ mit „sonstigen radioaktiven Stoffen“ 

nach § 2 Abs. 1 AtG betrifft. 
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Der Umgang mit „sonstigen radioaktiven Stoffen“ umfasst nach der Begriffsbestim-

mung in § 3 Abs. 2 Nr. 34 StrlSchV auch deren Lagerung.  Im Falle des LasmA geht 

es vor allem um die Lagerung der Abfälle und Reststoffe aus dem Betrieb und dem 

Abbau des Kernkraftwerks Brunsbüttel. Die derzeit in den Transportbereitstellungs-

hallen lagernden radioaktiven Abfälle und Reststoffe und die Stoffe, die gemäß der 

bestehenden Genehmigungen dort aufbewahrt werden dürfen, einschließlich der Ka-

pazitäten für die Betriebsabfälle aus dem Kernkraftwerk Krümmel, sollen ebenfalls in 

das LasmA verbracht werden. Auch die bereits am Standort aufbewahrten Abfälle 

aus der Anlage Mol (Belgien) sind für die Zwischenlagerung im LasmA vorgesehen. 

 

Wegen der möglichen Erstreckung der beantragten Stilllegungs- und Abbaugeneh-

migung nach § 7 Abs. 3 AtG auf den nach § 7 Abs. 1 StrlSchV genehmigungsbedürf-

tigen Umgang (siehe § 7 Abs. 2 StrlSchV) käme alternativ auch eine Genehmigung 

des LasmA mit der Erteilung der ersten Stilllegungs- und Abbaugenehmigung in Be-

tracht. Dies hätte allerdings den Nachteil, dass auch erst dann mit dem Bau des 

LasmA begonnen werden könnte. 

 

Wie nun gehen wir mit diesem Antrag um? 

 

Die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung erge-

ben sich aus § 9 StrlSchV, der einen ganzen Katalog von Vorgaben macht. Zu nen-

nen sind hier insbesondere: 

 

• die Zuverlässigkeit und hinreichende Fachkunde bei Antragsteller und 

Personal 

• Ausrüstungen und Maßnahmen nach dem Stand von Wissenschaft und 

Technik zur Einhaltung der Schutzvorschriften 

• Vorsorge für die Erfüllung gesetzlicher Schadensersatzverpflichtungen 

• Schutz gegen Störmaßnahmen oder Einwirkungen Dritter 

• und überwiegende öffentliche Interessen insbesondere bezüglich Um-

weltauswirkungen dürfen dem Umgang nicht entgegenstehen. 

 

Hinsichtlich des Gefahrenpotentials gilt, dass für die Schutzanforderungen bei einer 

strahlenschutzrechtlichen Genehmigung nach § 7 Abs. 1 StrlSchV wie bei einer 
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atomrechtlichen Genehmigung jeweils auf den „Stand von Wissenschaft und Tech-

nik“ abzustellen ist (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG einerseits und § 9 Abs. 1 Nr. 5 StrlSchV 

andererseits). Der Prüfung werden insbesondere die Anforderungen aus der Strah-

lenschutzverordnung, aus der „Leitlinie für die Zwischenlagerung von radioaktiven 

Abfällen mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung“ der Entsorgungskommission des 

Bundes und aus der DIN 25422 „Aufbewahrung und Lagerung radioaktiver Stoffe – 

Anforderungen an Aufbewahrungseinrichtungen und deren Aufstellungsräume zum 

Strahlen-, Brand- und Diebstahlschutz“ zu Grunde gelegt. 

 

Für die Errichtung und den Betrieb des LasmA muss zudem eine eigene Umweltver-

träglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt werden. Dies folgt aus § 3 Abs. 1 S. 1 UVP-

Gesetz i.V.m. Anlage 1 Nr. 11.3, da es hier laut Antrag um eine längerfristige Lage-

rung (für voraussichtlich mehr als zehn Jahre) „an einem anderen Ort“ als der nach § 

7 Abs. 1 AtG genehmigten kerntechnischen Anlage geht. 

 

Liegen die genannten Genehmigungsvoraussetzungen vor, so hat der Antragsteller 

nach § 9 Abs. 1 StrlSchV einen Rechtsanspruch auf die beantragte Genehmigung. 

Die Genehmigung kann gemäß § 17 Abs. 1 S. 2 AtG gleichwohl inhaltlich beschränkt 

und mit Auflagen verbunden und nach § 17 Abs. 1 S. 4 AtG auch befristet werden.  

 

Der Gang des Verfahrens wird durch den Nachweis dieser Genehmigungsvorausset-

zungen bestimmt. Auf Basis einer EU-weiten Ausschreibung für das Gesamtvorha-

ben Stilllegung und Abbau des Kernkraftwerkes Brunsbüttel haben wir im Juli 2013 

das Sachverständigenkonsortium ARGE Stilllegung und Abbau KKB nach § 20 

Atomgesetz beauftragt. Diese Beauftragung umfasst aufgrund des Zusammenhangs 

mit der Stilllegung und dem Abbau des Kernkraftwerks auch die Begutachtung des 

Antrages zum Umgang mit radioaktiven Stoffen im LasmA. 

 

Die Betrachtung umfasst dabei die erforderlichen Genehmigungsunterlagen und die 

eigenständige Umweltverträglichkeitsprüfung. Diese wird parallel zu der Umweltver-

träglichkeitsprüfung für die Genehmigung der Stilllegung und des Abbaus des Kern-

kraftwerks durchgeführt. So können die bisherigen Erkenntnisse insbesondere aus 

dem Scoping am 18. Dezember 2013 eingebracht werden. Eines eigenen Scoping-

Verfahrens für das LasmA bedarf es nicht. 
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Die Antragstellerin ist zurzeit damit befasst, die Antragsunterlagen zu vervollständi-

gen und bei der Reaktorsicherheitsbehörde zur Prüfung und Bewertung einzu-

reichen. Insbesondere fehlt aktuell noch die Unterlage zur Umweltverträglichkeitsun-

tersuchung für das LasmA. 

 

An die Einreichungen schließen sich gutachtliche Prüfungen und behördliche Bewer-

tungen der Unterlagen bzw. Einzelberichte an. Am 6. Juni erfolgt z.B. die Abstim-

mung mit der Obersten Baubehörde bezüglich der Schnittstellen der Prüfungen nach 

Strahlenschutzverordnung und zum bauaufsichtlichen Verfahren. Dabei wird u.a. ge-

klärt, welche Lastannahmen nach dem Stand von Wissenschaft und Technik (Erdbe-

ben, Explosionsdruckwelle, Flugzeugabsturz) den Baubehörden zu übergeben sind. 

 

Neben den bereits erfolgten Schritten zur Information der Öffentlichkeit – nämlich 

dem Scoping-Termin vom 18. Dezember, den Presseerklärungen und der heutigen 

Veranstaltung – ist sodann beabsichtigt, die Vorhaben „Stilllegung und Abbau des 

KKB“ und „Errichtung und Betrieb LasmA“ in einer gemeinsamen Öffentlichkeitsbetei-

ligung zu erörtern. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

ich habe diese frühe Gelegenheit genutzt, mich einem Teil der Öffentlichkeit und ei-

nem Teil des Vattenfall-Konzerns als neuer Leiter der Abteilung Reaktorsicherheit 

und Strahlenschutz des Energiewendeministeriums vorzustellen. Das ist für mich der 

Beginn einer hoffentlich offenen Gesprächskultur. Menschen, die sich mit Respekt 

begegnen, dürfen auf jede konstruktive Frage eine vernünftige Antwort erwarten. 

Und wer Entscheidungen trifft, die gut begründet sind, der darf erwarten, dass sie 

zumindest akzeptiert werden. In diesem Sinne freue ich mich nicht nur über die heu-

tige Veranstaltung, sondern auch auf viele weitere Begegnungen! 


